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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 1/53 - des 
Dr. Bernhard Gericke, Wolfsburg, Rothenfel- 
der Straße 28, 

betr. Wahl zum 2. Deutschen Bundestag am 
6. September 1953 des im Wahlkreis 54 
(Peine-Gifhorn) gewählten Abgeordneten 
Dr. Schöne (SPD) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner .... 
Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zu rück gewiesen. 

Tatbestand: 

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 

5. September 1953 (richtig 5. Oktober 1953), 
fristgerecht beim Deutschen Bundestag am 

6. Oktober 1953 eingegangen, die Wahl im 
Wahlkreis 54 (Peine -Gifhorn) angefochten, 
weil die Wähler gruppe „Nationale Arbeiter- 
partei (NAP)” mit dem Wahlvorschlag auf 
den Namen Helmut Hillebrecht zu Unrecht 
nicht zur Wahl zugelassen worden sei. Der 
Einspruchsführer behauptet, daß bei Zulassung 
dieses Wahlvorschlages das Ergebnis der Wahl 
im Wahlkreis 54 ein anderes gewesen, indem 
nicht der Abgeordnete Dr. Schöne, sondern 
ein anderer Kandidat gewählt worden wäre. 
Der Wahlvorschlag sei u. a. begleitet gewesen 
von Listen unterstützender Unterschriften, die 
der Einspruchsführer auf Formularen gesammelt 
habe, die zwar nicht die amtlichen gewesen 
seien, die aber vom Deutschen Gemeindeverlag 
GmbH, vertrieben wurden und den gesetz- 
lichen Vorschriften entsprächen. Der Kreis- 
wahlausschuß habe den Wahlvorschlag zurück- 
gewiesen und der Landeswahlausschuß habe 
die Beschwerde dagegen zu rück gewiesen. Der 
Kandidat der NAP habe somit nicht zur Wahl 
gestellt werden können. Wegen der Einzel- 
heiten wird auf die Einspruchsschrift bezug 
genommen. 


Entscheidungsgründe : 

Das Vorbringen im Wahleinspruch kann 
nicht dartun, daß der Wahlvorschlag der NAP 
zu Unrecht zurückgewiesen worden ist. § 25 
Abs. 3 der Bundeswahlordnung vom 15. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 514) schreibt vor, 
daß für Wahl Vorschläge, die von mindestens 
500Wahlberechtigten unterzeichnet sein müssen, 
amtliche Formulare nach Anlage 4 zu ver- 
wenden sind. Hierbei handelt es sich um 1 
eine zwingende Vorschrift zum Unterschied 
etwa von den Angaben, die nach § 25 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung zu machen sind ; dort 
besteht nur eine Soll Vorschrift über das 
Muster. § 25 Abs. 3 Satz 2 der Bundeswahl- 
ordnung verlangt, daß die Unterstützer des 
Wahlvorschlages mit Vor- und Zunamen per- 
sönlich und handschriftlich unterschreiben. Das 
vom Einspruchsführer verwandte Formular 
enthält die Spalten: Lfd. Nr.; Name und Vor- 
name; Geburtstag und Beruf; Wohnort; Kreis 
und Anschrift; Unterschrift. Für die Unter- 
schrift steht zwar ein zweizeiliger Raum zur 
Verfügung, der aber in der Breite nicht aus- 
reicht, um Vor- und Zunamen in einem Zuge 
niederzuschreiben. Das amtliche Formular hin- 
gegen enthält die Spalten: Lfd. Nr.; persön- 
liche und handschriftliche Unterschrift (Vor- 
und Zuname) ; Geburtstag ; Wohnort und 
Wohnung. Für die eigenhändige Unterschrift 
mit beiden Namen ist hier ausreichend Platz 
vorhanden. Das vom Einspruchsführer ver- 
wandte Formular weicht also in einem wesent- 
lichen Punkt vom amtlichen Formular ab. 
Das Formular verführt dazu, die Unterschrift 
nur mit dem Zunamen zu leisten, wie es 
dann auch tatschlich nach den Feststellungen 
des niedersächsischen Wahlausschusses von einer 
großen Zahl der Unterzeichner ausgeführt 
worden ist. Die Verwendung eines nichtamt- 
lichen Formulars stellt einen Verstoß gegen 
eine zwingende Ordnungsvorschrift dar, so 
daß es nicht auf die Frage ankommt, wie 
viele Unterzeichner trotz des mangelhaften 



Formulars dennoch mit Vor- und Zunamen 
unterzeichnet haben und welche Gesamtzahl 
derartiger Unterschriften nun unter dem Wahl- 
vorschlag steht. 

Die Frage, ob der Kreiswahlleiter auf den 
Mangel gemäß § 31 des Bundeswahlgesetzes 
vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 470) 
hatte hinweisen und seine Behebung veran- 
lassen müssen, ist unerheblich, da der Wahl- 
vorschlag des Einspruchsführers erst am 
20. August 1953 um 16,30 Uhr beim Kreis- 
wahlleiter eingereicht worden ist. Die Frist 
für die Einreichung lief am selben Tage um 
18,00 Uhr ab. Der Einspruchsführer hätte 
also auch bei sofortiger Prüfung und Bean- 
standung nicht mehr die Zeit gehabt, eine 
hinreichende Anzahl von Unterschriften auf 
dem ordnungsmäßigen Formular zu beschaffen. 
Mängel der Unterschriftenlisten können nicht 
wie andere Mängel bis zur Entscheidung über 
die Zulassung des Wahlvorschlages, sondern 
nach § 31 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes nur 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist behoben 
werden. § 26 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes 
schreibt vor, daß Wahlvorschläge von min- 
destens 500 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein müssen, während § 25 Abs. 3 der Bundes- 
wahlordnung ausdrücklich bestimmt: „Die 


Wahlberechtigten, die einen Wahl Vorschlag 
unterstützen, müssen ihn mit Vor- und Zu- 
namen persönlich und handschriftlich unter- 
zeichnen.” Die Vorschriften des § 25 Abs. 3 
der Bundeswahlordnung sind zwingendes Recht. 
Ein Verstoß hiergegen führt zur völligen 
Ungültigkeit der Unterschriften. Der Bundes- 
tag ist nicht kompetent zu prüfen, ob die 
Bundeswahlordnung als Rechts Verordnung 
gegen das Bundeswahlgesetz verstößt bzw. 
die im Bundeswahlgesetz gegebene Ermächti- 
gung überschreitet. Aus der Tatsache, daß 
kein amtliches Formular verwandt worden ist 
und damit auch in vielen Fällen die Unter- 
schriften nicht mit Vor- und Zunamen per- 
sönlich und handschriftlich abgegeben worden 
sind, ergibt sich die Ungültigkeit der Unter- 
schriften. 

Der Einspruch mußte daher zurückgewiesen 
werden. 

Rechtsmittelbelehrung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (BundesgesetzbL I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundes- 
verfassungsgericht binnen einem Monat nach 
Erlaß dieses Beschlusses unter den im § 48 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angege- 
benen Voraussetzungen zulässig. 



